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AsylG 2005 83

AsylG 2005 83 Abs1

B-VG Art133 Abs4

VWGVG §24 Abs1

VWGVG §28 Abs1

VWGVG §28 Abs2

. AsylG 2005 § 3 heute

AsylG 2005 § 3 glltig ab 01.06.2016 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016

AsylG 2005 § 3 glltig von 20.07.2015 bis 31.05.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
AsylG 2005 § 3 gultig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 3 glltig von 01.01.2006 bis 31.12.2013

—_

A N

1. AsylG 2005 § 3 heute

2. AsylG 2005 § 3 gultig ab 01.06.2016 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016

3. AsylG 2005 § 3 gultig von 20.07.2015 bis 31.05.2016 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015

4. AsylG 2005 § 3 gultig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012

5. AsylG 2005 § 3 gultig von 01.01.2006 bis 31.12.2013

1. B-VG Art. 133 heute

2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 giltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 giiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt gedndert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

N

. VWGVG § 24 heute
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2. VWGVG § 24 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VWGVG § 24 glltig von 01.01.2017 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
4. VwGVG § 24 giltig von 01.01.2014 bis 31.12.2016

1. VWGVG § 28 heute
2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VwWGVG § 28 gliltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

1. VWGVG 8 28 heute
2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VwWGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

Spruch

1422 2291126-1/6E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch den Richter Mag. Thomas BURGSCHWAIGER als Einzelrichter tber die
Beschwerde des XXXX, StA. Syrien, vertreten durch die "BBU GmbH", Leopold-Moses-Gasse 4, 1020 Wien, gegen den
Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom 19.03.2024, ZI.XXXX nach Durchfuhrung einer
mundlichen Verhandlung am 21.06.2024, zu Recht:Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch den Richter Mag.
Thomas BURGSCHWAIGER als Einzelrichter Uber die Beschwerde des romisch 40, StA. Syrien, vertreten durch die "BBU
GmbH", Leopold-Moses-Gasse 4, 1020 Wien, gegen den Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom
19.03.2024, ZI. rémisch 40 nach Durchfihrung einer mandlichen Verhandlung am 21.06.2024, zu Recht:

A)
Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen.
B)

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassigDie Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrensgang:réomisch eins. Verfahrensgang:

Ein syrischer Staatsangehoriger (im Folgenden: Beschwerdefihrer) stellte am 26.05.2023 einen Antrag auf
internationalen Schutz, den er im Rahmen seiner am selben Tag stattfindenden Erstbefragung vor Organen des
offentlichen Sicherheitsdienstes im Wesentlichen damit begriindete, dass er in Syrien seinen verpflichtenden
Wehrdienst ableisten musse. Aufgrund des Studium sei dieser bislang aufgeschoben worden. Nachdem er nunmehr
mit der Universitat aufgehort habe, musse er nunmehr seinen Wehrdienst antreten. Dies wolle er aber nicht und habe
er deshalb sein Heimatland verlassen. Dies seien all seine Fluchtgriinde. Im Falle einer Ruckkehr beflirchte er eine
Einberufung zum Militar.

Am 05.03.2024 wurde der Beschwerdeflhrer niederschriftlich durch das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl (im
Folgenden: belangte Behdrde) einvernommen. Hierbei gab er hinsichtlich seiner Fluchtmotive im Wesentlichen an,
dass er sein Heimatdorf verlassen habe, da er wehrpflichtig sei und seine Heimatgebiet vom Regime zurtickerobert
worden sei. In anderen Gebieten wirden Terroristen regieren. Sonstige Fluchtgriinde habe er nicht. Im Falle einer

Rlckkehr beflirchte den Militardienst ableisten zu missen und dadurch selbst zu einem ,,Morder” zu werden.

Mit verfahrensgegenstandlichem Bescheid der belangten Behdérde vom 19.03.2024 wurde der Antrag des
Beschwerdefihrers auf internationalen Schutz hinsichtlich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemaf? 8
3 Abs. 1iVm 8 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 abgewiesen (Spruchpunkt I.). Zugleich wurde dem Beschwerdefihrer gemafR 8 8
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Abs. 1 AsylG 2005 der Status des subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt (Spruchpunkt Il.) und ihm gemal3s 8 Abs. 4
AsylG 2005 eine befristete Aufenthaltsberechtigung flr subsididr Schutzberechtigte fur ein Jahr erteilt (Spruchpunkt
Ill.). Die Abweisung hinsichtlich des Status des Asylberechtigten wurde im Wesentlichen damit begrindet, dass der
Beschwerdefiihrer keine Gefahr einer asylrelevanten Verfolgung glaubhaft habe machen kdnnen. So weise er keine
glaubhaft verinnerlichte politische Uberzeugung gegen den Dienst an der Waffe auf und sei er auch nicht als
potenzieller Oppositioneller ins Blickfelder des syrischen Regimes gertckt. Dem Beschwerdefiihrer stehe es
ungeachtet dessen frei, sich gegen Bezahlung einer Befreiungsgebihr vom Wehrdienst in der syrischen Armee
freizukaufen.Mit verfahrensgegenstandlichem Bescheid der belangten Behérde vom 19.03.2024 wurde der Antrag des
BeschwerdefUhrers auf internationalen Schutz hinsichtlich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemal3
Paragraph 3, Absatz eins, in Verbindung mit Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13, AsylG 2005 abgewiesen (Spruchpunkt
rémisch eins.). Zugleich wurde dem Beschwerdefiihrer gemald Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 2005 der Status des
subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt (Spruchpunkt rémisch 1l.) und ihm gemaf Paragraph 8, Absatz 4, AsylG 2005
eine befristete Aufenthaltsberechtigung fir subsidiar Schutzberechtigte flr ein Jahr erteilt (Spruchpunkt rémisch IIL.).
Die Abweisung hinsichtlich des Status des Asylberechtigten wurde im Wesentlichen damit begrindet, dass der
Beschwerdefiihrer keine Gefahr einer asylrelevanten Verfolgung glaubhaft habe machen kdnnen. So weise er keine
glaubhaft verinnerlichte politische Uberzeugung gegen den Dienst an der Waffe auf und sei er auch nicht als
potenzieller Oppositioneller ins Blickfelder des syrischen Regimes gerlickt. Dem Beschwerdefihrer stehe es
ungeachtet dessen frei, sich gegen Bezahlung einer Befreiungsgeblihr vom Wehrdienst in der syrischen Armee
freizukaufen.

Gegen Spruchpunkt I. dieses Bescheides wurde fristgerecht mit Schriftsatz seiner Rechtsvertretung vom 22.04.2024
aufgrund von inhaltlicher Rechtswidrigkeit infolge unrichtiger rechtlicher Beurteilung, wegen mangelhafter
Beweiswirdigung sowie wegen der Verletzung von Verfahrensvorschriften Beschwerde an das
Bundesverwaltungsgericht erhoben. Es wurde im Wesentlichen vorgebracht, dem Beschwerdeflihrer drohe eine
Zwangsrekrutierung in die syrische Armee. Dadurch sei er einem Einsatz an der Front und damit zusammenhangend
einer erheblichen Gefahr fir sein Leben und dem Zwang, sich an schweren Menschenrechtsverletzungen und
Kriegsverbrechen beteiligen zu missen, ausgesetzt. Im Falle seiner Weigerung musse er mit einer Verfolgung aufgrund
einer ihm unterstellten oppositionellen Gesinnung rechnen. Ein Freikauf vom Wehrdienst komme fir den
Beschwerdefiihrer - mangels Vertrauen in das syrische Regime auf eine tatsachliche Garantie des Freikaufs - nicht in
Betracht. Auch verfliige er nicht Uber die finanziellen Mittel um sich freizukaufen und wolle er aus moralischen
Grinden das syrische Regime nicht mit der Leistung eines Freikaufbetrages unterstitzen. Darlber hinaus sehe sich der
Beschwerdefiihrer aufgrund seiner Herkunft aus einer (ehemaligen) oppositionellen Hochburg mit einer unterstellten
oppositionellen Gesinnung und daraus folgend mit massiven Repressionen, moglicherweise sogar Folter oder
JVerschwinden lassen” konfrontiert. In diesem Zusammenhang mache der Beschwerdefihrer nunmehr geltend, dass
er aufgrund einer Teilnahme an einer Demonstration vom syrischen Regime gesucht werde und kdénne er dies mit dem
im Beschwerdeschriftsatz genannten Link zu einem Youtubevideo aus dem Jahr 2017 belegen. Ungeachtet dessen
drohe dem BeschwerdefUhrer aufgrund der Desertion seines Bruders einer Reflexverfolgung durch das syrische
Regime. Ebenso wirde ihm bereits aufgrund seiner illegalen Ausreise und Asylantragstellung im Ausland eine
oppositionelle Gesinnung durch das syrische Regime unterstellt werden.Gegen Spruchpunkt rémisch eins. dieses
Bescheides wurde fristgerecht mit Schriftsatz seiner Rechtsvertretung vom 22.04.2024 aufgrund von inhaltlicher
Rechtswidrigkeit infolge unrichtiger rechtlicher Beurteilung, wegen mangelhafter Beweiswirdigung sowie wegen der
Verletzung von Verfahrensvorschriften Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht erhoben. Es wurde im
Wesentlichen vorgebracht, dem Beschwerdeflihrer drohe eine Zwangsrekrutierung in die syrische Armee. Dadurch sei
er einem Einsatz an der Front und damit zusammenhangend einer erheblichen Gefahr fir sein Leben und dem Zwang,
sich an schweren Menschenrechtsverletzungen und Kriegsverbrechen beteiligen zu mussen, ausgesetzt. Im Falle
seiner Weigerung musse er mit einer Verfolgung aufgrund einer ihm unterstellten oppositionellen Gesinnung rechnen.
Ein Freikauf vom Wehrdienst komme fur den Beschwerdefihrer - mangels Vertrauen in das syrische Regime auf eine
tatsachliche Garantie des Freikaufs - nicht in Betracht. Auch verflige er nicht Uber die finanziellen Mittel um sich
freizukaufen und wolle er aus moralischen Griinden das syrische Regime nicht mit der Leistung eines Freikaufbetrages
unterstitzen. Daruber hinaus sehe sich der Beschwerdefihrer aufgrund seiner Herkunft aus einer (ehemaligen)
oppositionellen Hochburg mit einer unterstellten oppositionellen Gesinnung und daraus folgend mit massiven

Repressionen, moglicherweise sogar Folter oder ,Verschwinden lassen” konfrontiert. In diesem Zusammenhang mache
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der Beschwerdefihrer nunmehr geltend, dass er aufgrund einer Teilnahme an einer Demonstration vom syrischen
Regime gesucht werde und kénne er dies mit dem im Beschwerdeschriftsatz genannten Link zu einem Youtubevideo
aus dem Jahr 2017 belegen. Ungeachtet dessen drohe dem Beschwerdeflihrer aufgrund der Desertion seines Bruders
einer Reflexverfolgung durch das syrische Regime. Ebenso wirde ihm bereits aufgrund seiner illegalen Ausreise und
Asylantragstellung im Ausland eine oppositionelle Gesinnung durch das syrische Regime unterstellt werden.

Beschwerde und Verwaltungsakt wurden dem Bundesverwaltungsgericht am 29.04.2024 zur Entscheidung vorgelegt.

Am 21.06.2024 wurde durch das Bundesverwaltungsgericht eine mundliche Beschwerdeverhandlung in Anwesenheit
des Beschwerdeflhrers abgehalten und hierbei die gegenstandliche Beschwerdesache erdrtert. Die Rechtsvertretung
des Beschwerdefuhrers blieb der Verhandlung entschuldigt fern.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Die unter Punkt I. getroffenen Ausfihrungen werden als entscheidungswesentlicher Sachverhalt festgestellt. Daruber
hinaus werden folgende weitere Feststellungen getroffen:Die unter Punkt rémisch eins. getroffenen Ausfihrungen
werden als entscheidungswesentlicher Sachverhalt festgestellt. Darlber hinaus werden folgende weitere
Feststellungen getroffen:

1.1. Zur Person des Beschwerdeflihrers:

Der volljahrige Beschwerdefiihrer ist Staatsangehdriger von Syrien, Angehdriger der Volksgruppe der Araber und
bekennt sich zum sunnitisch-moslemischen Glauben. Er ist gesund und vollumfénglich erwerbsfahig. Seine Identitat
steht fest.

Der Beschwerdeflihrer stammt aus dem Dorf XXXX , rund 20 km 0Ostlich der Stadt Ma’arat al Numan, welches im
Gouvernement Idlib gelegen ist. Der Beschwerdeflhrer hat in Syrien zwodlf Jahre die Schule besucht und die Matura
absolviert. Die Eltern des Beschwerdefiihrers betrieben in seinem Heimatdorf eine Landwirtschaft in Form von
Feldwirtschaft. Sie sind im Besitz von landwirtschaftlichen Grundsticken im AusmaR von rund 300.000 m?2. Darlber
hinaus war der Vater des Beschwerdefiihrers noch im Immobilienbereich tatig und vermietete dieser 15 Geschafte.
Seinen Lebensunterhalt sicherte sich der Beschwerdefiihrer durch die Mitarbeit in der elterlichen Landwirtschaft und
in der Verwaltung und Vermietung der seinem Vater gehérenden Geschaftsflachen. Zudem war der Beschwerdefihrer
in seinem Heimatdorf flr einen Zeitraum von funf Monate als Lehrer tatig, wobei er fir diese Tatigkeit jedoch kein
Entgelt erhielt.Der Beschwerdeflihrer stammt aus dem Dorf rémisch 40, rund 20 km &stlich der Stadt Ma“arat al
Numan, welches im Gouvernement Idlib gelegen ist. Der Beschwerdeflhrer hat in Syrien zwélf Jahre die Schule besucht
und die Matura absolviert. Die Eltern des Beschwerdeflihrers betrieben in seinem Heimatdorf eine Landwirtschaft in
Form von Feldwirtschaft. Sie sind im Besitz von landwirtschaftlichen Grundsticken im AusmaR von rund 300.000 m?.
DarUber hinaus war der Vater des Beschwerdefiihrers noch im Immobilienbereich tatig und vermietete dieser 15
Geschéfte. Seinen Lebensunterhalt sicherte sich der Beschwerdefihrer durch die Mitarbeit in der elterlichen
Landwirtschaft und in der Verwaltung und Vermietung der seinem Vater gehdrenden Geschéftsflachen. Zudem war der
Beschwerdefiihrer in seinem Heimatdorf fir einen Zeitraum von funf Monate als Lehrer tatig, wobei er fur diese
Tatigkeit jedoch kein Entgelt erhielt.

Der Beschwerdefihrer ist verheiratet und tragt fir drei minderjahrige Kinder Sorgepflichten. Dartber hinaus umfasst
seine Familie noch seine Eltern, sechs Schwestern und zwei Brider.

Der Beschwerdefihrer lebte zunachst von seiner Geburt bis zur EheschlieBung gemeinsam mit seinen Eltern und
Geschwistern in einem Haus, dass sich im Eigentum seines Vaters befindet. Nach dem Eingehen der Ehe Ubersiedelte
der Beschwerdefiihrer und seine Ehegattin in ein Haus, dass einem Bruder des Beschwerdeflihrers gehorte.

Seine Ehegattin und die drei Kinder leben ebenso wie die Eltern und seine sechs Schwestern und ein Bruder
gegenwartig in Ma'rrat Misrin. Dem Vater des Beschwerdeflhrers geht es finanziell sehr gut. Dieser kam fur die
Ausreisekosten des Beschwerdeflhrers und seines jlingeren Bruders auf. Zudem kommt der Vater des
Beschwerdefiihrers gegenwartig fir die Ehegattin und die Kinder des Beschwerdeflihrers auf. Ein Bruder des
Beschwerdefiihrers lebt in Norwegen und ein Bruder ist in Osterreich aufhéltig. Der Beschwerdefilhrer steht in
aufrechtem Kontakt zu seinen Angehdrigen in Syrien.



Aufgrund des heranrlickenden Frontverlaufes verliel der Beschwerdefiihrer gemeinsam mit seiner Familie seinen
Heimatort und verbrachte er in weiterer Folge den Zeitraum bis zu seiner Ausreise aus Syrien in verschiedenen
Fluchtlingslagern. Im September 2022 verlie der Beschwerdefuhrer sein Heimatland und reiste in die Turkei ein, wo
er rund einen Monat verblieb und von dort aus Uber Bulgarien, Serbien und Ungarn kommend (spatestens) am
16.10.2022 nach Osterreich einreiste. In Osterreich stellte der Beschwerdefiihrer am 16.10.2022 einen Antrag auf
internationalen Schutz. Nachdem sich der Beschwerdefuhrer seinem Asylverfahren durch Untertauchen entzog, wurde
sein Antrag auf internationaler Schutz am 18.11.2022 gemaR § 24 Abs. 2 AsylG eingestellt. Von Osterreich aus reiste
der Beschwerdefiihrer (spatestens) am 01.11.2022 nach Norwegen weiter und stellte er dort einen Asylantrag. Mit
Schreiben vom 27.11.2022 erfolgte eine Information der norwegischen Behorden Uber die Asylantragstellung des
Beschwerdefiihrers in Norwegen. Zugleich ersuchten die norwegischen Behdérden um Ruckibernahme des
Beschwerdeflhrers. Von Norwegen wurde der Beschwerdeflhrer im Rahmen eines Konsultationsverfahrens am
26.05.2023 nach  Osterreich  riuckiberstellt. Aufgrund  des heranriickenden  Frontverlaufes verlieR der
Beschwerdefiihrer gemeinsam mit seiner Familie seinen Heimatort und verbrachte er in weiterer Folge den Zeitraum
bis zu seiner Ausreise aus Syrien in verschiedenen Fluchtlingslagern. Im September 2022 verliel3 der Beschwerdefuhrer
sein Heimatland und reiste in die Turkei ein, wo er rund einen Monat verblieb und von dort aus Uber Bulgarien,
Serbien und Ungarn kommend (spitestens) am 16.10.2022 nach Osterreich einreiste. In Osterreich stellte der
Beschwerdefiihrer am 16.10.2022 einen Antrag auf internationalen Schutz. Nachdem sich der Beschwerdefiihrer
seinem Asylverfahren durch Untertauchen entzog, wurde sein Antrag auf internationaler Schutz am 18.11.2022 gemal}
Paragraph 24, Absatz 2, AsylG eingestellt. Von Osterreich aus reiste der Beschwerdefiihrer (spatestens) am 01.11.2022
nach Norwegen weiter und stellte er dort einen Asylantrag. Mit Schreiben vom 27.11.2022 erfolgte eine Information
der norwegischen Behdrden Uber die Asylantragstellung des Beschwerdefihrers in Norwegen. Zugleich ersuchten die
norwegischen Behdrden um Ruckibernahme des Beschwerdefiihrers. Von Norwegen wurde der Beschwerdeflihrer im
Rahmen eines Konsultationsverfahrens am 26.05.2023 nach Osterreich riickiiberstellt.

Der Beschwerdefuhrer ist strafgerichtlich unbescholten.

Mit Bescheid der belangten Behdrde vom 19.03.2024 wurde dem BeschwerdefUhrer in Anbetracht der instabilen
Sicherheitslage und humanitaren Situation in Syrien der Status eines subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt.

1.2. Zu den Fluchtgrinden des Beschwerdeflhrers:

Der Beschwerdefuhrer hat seinen Wehrdienst bei der syrischen Armee nicht abgeleistet. Er unterzogen sich in Syrien
seiner Musterung und erhielt auch ein Militar- bzw. Wehrbuch. Bis ins Jahr 2014 wurde ihm mehrfach ein Aufschub
gewahrt. Der Herkunftsort des Beschwerdeflhrers liegt im Kontroll- und Einflussbereich des syrischen Regimes. Der
BeschwerdefUhrer hatte sich in weiterer Folge bei den syrischen Militdrbehdrden zur Ableistung seines verpflichtenden
Wehrdienstes stellig machen mussen. Dem ist der Beschwerdeflhrer jedoch nicht nachgekommen. Er hat keine
glaubhaft verinnerlichte politische Uberzeugung gegen das syrische Regime oder den Dienst an der Waffe an sich.
Aufgrund seiner Wehrdienstentziehung und seiner Ausreise droht dem BeschwerdefUihrer mit malgeblicher
Wahrscheinlichkeit keine unterstellte politische Gesinnung durch das syrische Regime.

Der Beschwerdefiihrer misste im Falle seiner Riickkehr nach Syrien seinen verpflichtenden Wehrdienst absolvieren, er
kann sich von dieser Verpflichtung jedoch freikaufen. Die Voraussetzungen dafur liegen aufgrund seines mehrjahrigen
Aufenthaltes aulRerhalb Syriens vor. Dem Beschwerdefiihrer ist es gegenwartig auch moglich und zumutbar sich vom
syrischen Wehrdienst freizukaufen.

Der Beschwerdefiihrer hat keine derartigen, als oppositionell anzusehenden Handlungen gesetzt, die ihn mit
mafgeblicher Wahrscheinlichkeit ins Blickfeld des syrischen Regimes gebracht haben. Insbesondere unterliegt der
Beschwerdefiihrer mit maRgeblicher Wahrscheinlichkeit keiner Verfolgung wegen einer von ihm teilgenommenen
Demonstration, welche in einem Nachbarort stattgefunden hat.

Ihm droht mit maRgeblicher Wahrscheinlichkeit auch keine Gefahr einer Verfolgung durch das syrische Regime
aufgrund seiner Herkunft aus einem oppositionellen Gebiet.

Dem Beschwerdeflihrer droht in seinem Herkunftsstaat auch keine maRgebliche Gefahr, seitens der syrischen
Behoérden aufgrund seiner Ausreise oder der Asylantragstellung in Osterreich bzw. der Desertion seines Bruders mit
der Anwendung von physischer und/oder psychischer Gewalt bedroht zu werden.


https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/24

1.3. Zur Lage in Syrien:

Im Folgenden werden die wesentlichen Feststellungen aus dem aktuellen Landerinformationsblatt der
Staatendokumentation zu Syrien aus dem COI-CMS (Version 11, 27.03.2024) auszugsweise soweit

entscheidungsrelevant wiedergegeben:
Politische Lage

Im Jahr 2011 erreichten die Umbrtiche in der arabischen Welt auch Syrien. Auf die zunachst friedlichen Proteste grof3er
Teile der Bevolkerung, die Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und ein Ende des von Bashar al-Assad gefiihrten Ba'ath-
Regimes verlangten, reagierte dieses mit massiver Repression gegen die Protestierenden, vor allem durch den Einsatz
von Armee und Polizei, sonstiger Sicherheitskrafte und staatlich organisierter Milizen (Shabiha). So entwickelte sich im
Laufe der Zeit ein zunehmend komplexer werdender bewaffneter Konflikt (AA 13.11.2018). Die tiefer liegenden
Ursachen fir den Konflikt sind die Willkir und Brutalitdt des syrischen Sicherheitsapparats, die soziale Ungleichheit
und Armut vor allem in den landlichen Gegenden Syriens, die weitverbreitete Vetternwirtschaft und nicht zuletzt

konfessionelle Spannungen (Spiegel 29.8.2016).

Die Entscheidung Moskaus, 2015 in Syrien militérisch zu intervenieren, hat das Assad-Regime in Damaskus effektiv
geschitzt. Russische Luftstreitkrafte und nachrichtendienstliche Unterstitzung sowie von Iran unterstitzte Milizen vor
Ort ermdglichten es dem Regime, die Opposition zu schlagen und seine Kontrolle tber grofBe Teile Syriens brutal
wiederherzustellen. Seit Marz 2020 scheint der Konflikt in eine neue Patt-Phase einzutreten, in der drei
unterschiedliche Gebiete mit statischen Frontlinien abgegrenzt wurden (IPS 20.5.2022). Das Assad-Regime kontrolliert
rund 70 Prozent des syrischen Territoriums. Seit dem Hohepunkt des Konflikts, als das Regime - untersttitzt von
Russland und Iran - unterschiedslose, grol3 angelegte Offensiven startete, um Gebiete zurtickzuerobern, hat die Gewalt
deutlich abgenommen. Auch wenn die Gewalt zuriickgegangen ist, kommt es entlang der Konfliktlinien im Nordwesten
und Nordosten Syriens weiterhin zu kleineren Scharmutzeln. Im Grof3en und Ganzen hat sich der syrische Burgerkrieg
zu einem internationalisierten Konflikt entwickelt, in dem finf auslandische Streitkrafte - Russland, Iran, die Turkei,
Israel und die Vereinigten Staaten - im syrischen Kampfgebiet tatig sind und Uberreste des Islamischen Staates (IS)
regelmalig Angriffe durchfiihren (USIP 14.3.2023). Solange das militarische Engagement von Iran, Russland, Turkei und
USA auf bisherigem Niveau weiterlauft, sind keine gréBeren Veranderungen bei der Gebietskontrolle zu erwarten (AA
2.2.2024).

Der Machtanspruch des syrischen Regimes wird in einigen Gebieten unter seiner Kontrolle angefochten. Dem Regime
gelingt es dort nur bedingt, das staatliche Gewaltmonopol durchzusetzen. Im Gouvernement Suweida kommt es
beispielsweise seit dem 20.8.2023 zu taglichen regimekritischen Protesten, darunter Stral’enblockaden und die
zeitweise Besetzung von Liegenschaften der Regime-Institutionen (AA 2.2.2024). In den vom Regime kontrollierten
Gebieten unterdriicken die Sicherheits- und Geheimdienstkrafte des Regimes, die Milizen und die Verbundeten aus
der Wirtschaft aktiv die Autonomie der Wahler und Politiker. Ausldndische Akteure wie das russische und das iranische
Regime sowie die libanesische Schiitenmiliz Hizbollah Uben ebenfalls groRen Einfluss auf die Politik in den von der
Regierung kontrollierten Gebieten aus (FH 9.3.2023). In den Gbrigen Landesteilen Uben unverandert de facto Behdrden
Gebietsherrschaft aus. Im Nordwesten kontrolliert die von der islamistischen Terrororganisation Hay'at Tahrir ash-
Sham (HTS) gestellte Syrische Errettungsregierung (SSG) weiterhin Gebiete in den Gouvernements Idlib, Lattakia, Hama
und Aleppo. In Teilen des Gouvernements Aleppo sowie in den von der Turkei besetzten Gebieten im Norden
beansprucht weiterhin die von der syrischen Oppositionskoalition (SOC/Etilaf) bestellte Syrische Interimsregierung
(SIG) den Regelungsanspruch. Die von kurdisch kontrollierten Kraften abgesicherten sogenannten
Selbstverwaltungsbehérden im Nordosten (AANES) tben unverandert Kontrolle Gber Gebiete dstlich des Euphrats in
den Gouvernements ar-Raqqah, Deir ez-Zor und al-Hassakah sowie in einzelnen Ortschaften im Gouvernement Aleppo
aus (AA 2.2.2024). Ungeachtet der vorstehenden Ausfiihrungen bleibt Syrien, bis hin zur subregionalen Ebene,
territorial fragmentiert. In vielen Fallen wird die tatsachliche Kontrolle auf lokaler Ebene von unterschiedlichen
Gruppierungen ausgelbt. Selbst in formal ausschlief3lich vom Regime kontrollierten Gebieten wie dem Stidwesten des
Landes (Gouvernements Dara’a, Suweida) sind die Machtverhaltnisse mitunter komplex und kénnen sich insofern von
Ort zu Ort, von Stadtviertel zu Stadtviertel unterscheiden. Auch Uberschneidungen sind méglich (v. a. Nordwesten und
Nordosten). Die tatsachliche Kontrolle liegt lokal haufig ganz oder in Teilen bei bewaffneten Akteuren bzw.
traditionellen Herrschaftsstrukturen (AA 29.3.2023). Im syrischen Burgerkrieg hat sich die Grenze zwischen Staat und
Nicht-Staat zunehmend verwischt. Im Laufe der Zeit haben sowohl staatliche Akteure als auch nicht-staatliche



bewaffnete Gruppen parallele, miteinander vernetzte und voneinander abhingige politische Okonomien geschaffen, in
denen die Grenzen zwischen formell und informell, legal und illegal, Regulierung und Zwang weitgehend
verschwunden sind. Die Grenzgebiete in Syrien bilden heute ein einziges wirtschaftliches Okosystem, das durch dichte
Netzwerke von Handlern, Schmugglern, Regimevertretern, Maklern und bewaffneten Gruppen miteinander verbunden
ist (Brookings 27.1.2023).

Die politische Gesamtlage in Syrien zeigt sich [im Berichtszeitraum Marz 2023 - Oktober 2023] nicht wesentlich
verandert (AA 2.2.2024). Der Konflikt in Syrien befindet sich in einer Patt-Situation mit wenig Aussicht auf eine baldige
politische Losung (USIP 14.3.2023; vgl. AA 29.3.2023). Eine realistische Perspektive fir eine Veranderung des
politischen Status Quo in den Regimegebieten, etwa zugunsten oppositioneller Krafte, ob auf politischem oder
militarischem Wege, besteht aktuell nicht. Auch der politische Prozess fur eine von den Konfliktparteien verhandelte,
inklusive Losung des Konflikts gemal Sicherheitsratsresolution 2254 der Vereinten Nationen (VN) (vorgesehen danach
u. a. Ausarbeitung einer neuen Verfassung, freie und faire Wahlen unter Aufsicht der VN und unter Beteiligung der
syrischen Diaspora) unter Agide der VN stagniert. Ausschlaggebend dafiir bleibt die anhaltende Blockadehaltung des
Regimes, das keinerlei Interesse an einer politischen Lésung des Konflikts zeigt und vor diesem Hintergrund jegliche
Zugestandnisse verweigert. Alternative politische Formate unter Fiihrung verschiedener Machte haben bislang keine
Fortschritte gebracht (AA 2.2.2024). Letztlich ist es das Ziel der Assad-Regierung, die Kontrolle Gber das gesamte
syrische Territorium wiederzuerlangen (Alaraby 31.5.2023; vgl. IPS 20.5.2022). Russland, die Turkei, die Vereinigten
Staaten und Iran unterstutzen die Kriegsparteien weiterhin militérisch und finanziell (HRW 11.1.2024).Die politische
Gesamtlage in Syrien zeigt sich [im Berichtszeitraum Marz 2023 - Oktober 2023] nicht wesentlich verandert (AA
2.2.2024). Der Konflikt in Syrien befindet sich in einer Patt-Situation mit wenig Aussicht auf eine baldige politische
Losung (USIP 14.3.2023; vergleiche AA 29.3.2023). Eine realistische Perspektive flr eine Veranderung des politischen
Status Quo in den Regimegebieten, etwa zugunsten oppositioneller Krafte, ob auf politischem oder militarischem
Wege, besteht aktuell nicht. Auch der politische Prozess fir eine von den Konfliktparteien verhandelte, inklusive
Loésung des Konflikts gemald Sicherheitsratsresolution 2254 der Vereinten Nationen (VN) (vorgesehen danach u. a.
Ausarbeitung einer neuen Verfassung, freie und faire Wahlen unter Aufsicht der VN und unter Beteiligung der
syrischen Diaspora) unter Agide der VN stagniert. Ausschlaggebend dafiir bleibt die anhaltende Blockadehaltung des
Regimes, das keinerlei Interesse an einer politischen Lésung des Konflikts zeigt und vor diesem Hintergrund jegliche
Zugestandnisse verweigert. Alternative politische Formate unter Fihrung verschiedener Machte haben bislang keine
Fortschritte gebracht (AA 2.2.2024). Letztlich ist es das Ziel der Assad-Regierung, die Kontrolle Uber das gesamte
syrische Territorium wiederzuerlangen (Alaraby 31.5.2023; vergleiche IPS 20.5.2022). Russland, die Turkei, die
Vereinigten Staaten und Iran unterstitzen die Kriegsparteien weiterhin militarisch und finanziell (HRW 11.1.2024).

Im AuReren gelang es dem syrischen Regime, sich dem Eindruck internationaler Isolation entgegenzusetzen (AA
2.2.2024). Das propagierte "Normalisierungsnarrativ" verfangt insbesondere bei einer Reihe arabischer Staaten (AA
29.3.2023). Im Mai 2023 wurde Syrien wieder in die Arabische Liga aufgenommen, von der es im November 2011
aufgrund der gewaltsamen Niederschlagung der Proteste ausgeschlossen worden war (Wilson 6.6.2023; vgl. SOHR
7.5.2023). Als Grinde fur die diplomatische Anndherung wurden unter anderem folgende Interessen der
Regionalmachte genannt: Ruckkehr von syrischen Flichtlingen in ihr Heimatland, die Unterbindung des
Drogenschmuggels in die Nachbarlander - insbesondere von Captagon (CMEC 16.5.2023; vgl. Wilson 6.6.2023, SOHR
7.5.2023), Angste vor einer Machtiibernahme islamistischer Extremisten im Fall eines Sturzes des Assad-Regimes sowie
die Einddmmung des Einflusses bewaffneter, von Iran unterstitzter Gruppierungen, insbesondere im Stden Syriens.
Das syrische Regime zeigt laut Einschatzung eines Experten flir den Nahen Osten dagegen bislang kein Interesse, eine
groRBe Anzahl an Rickkehrern wiederaufzunehmen und Versuche, den Drogenhandel zu unterbinden, erscheinen in
Anbetracht der Summen, welche dieser ins Land bringt, bislang im besten Fall zweifelhaft (CMEC 16.5.2023). Am
3.7.2023 reiste erneut der jordanische AuRenminister Ayman Safadi nach Damaskus, um Bemuhungen zur Schaffung
von Bedingungen fir die Ruckkehr von syrischen Gefliichteten aus Jordanien zu intensivieren (AA 2.2.2024). Die EU-
Mitgliedsstaaten in ihrer Gesamtheit und die USA stellen sich den Normalisierungsbestrebungen politisch unveréndert
entgegen (AA 2.2.2024).Im AuReren gelang es dem syrischen Regime, sich dem Eindruck internationaler Isolation
entgegenzusetzen (AA 2.2.2024). Das propagierte "Normalisierungsnarrativ" verfangt insbesondere bei einer Reihe
arabischer Staaten (AA 29.3.2023). Im Mai 2023 wurde Syrien wieder in die Arabische Liga aufgenommen, von der es im
November 2011 aufgrund der gewaltsamen Niederschlagung der Proteste ausgeschlossen worden war (Wilson
6.6.2023; vergleiche SOHR 7.5.2023). Als Grunde fir die diplomatische Anndherung wurden unter anderem folgende



Interessen der Regionalmachte genannt: Riickkehr von syrischen Flichtlingen in ihr Heimatland, die Unterbindung des
Drogenschmuggels in die Nachbarlander - insbesondere von Captagon (CMEC 16.5.2023; vergleiche Wilson 6.6.2023,
SOHR 7.5.2023), Angste vor einer Machtiibernahme islamistischer Extremisten im Fall eines Sturzes des Assad-Regimes
sowie die Eindammung des Einflusses bewaffneter, von Iran unterstitzter Gruppierungen, insbesondere im Siden
Syriens. Das syrische Regime zeigt laut Einschatzung eines Experten fur den Nahen Osten dagegen bislang kein
Interesse, eine grofBe Anzahl an Ruickkehrern wiederaufzunehmen und Versuche, den Drogenhandel zu unterbinden,
erscheinen in Anbetracht der Summen, welche dieser ins Land bringt, bislang im besten Fall zweifelhaft (CMEC
16.5.2023). Am 3.7.2023 reiste erneut der jordanische AulRenminister Ayman Safadi nach Damaskus, um Bemuhungen
zur Schaffung von Bedingungen fur die Ruckkehr von syrischen Gefllichteten aus Jordanien zu intensivieren (AA
2.2.2024). Die EU-Mitgliedsstaaten in ihrer Gesamtheit und die USA stellen sich den Normalisierungsbestrebungen
politisch unverandert entgegen (AA 2.2.2024).

Regional positionierte sich das Regime seit Ausbruch der kriegerischen Kampfhandlungen zwischen Israel und der
Hamas in und um Gaza seit dem 7.10.2023 6ffentlich an der Seite der Paldstinenser und kritisierte Israel, mit dem sich
Syrien formell weiterhin im Kriegszustand befindet, scharf (AA 2.2.2024).

Syrische Interimsregierung und Syrische Heilsregierung

Im Marz 2013 gab die Nationale Koalition der syrischen Revolutions- und Oppositionskrafte als hochste offizielle
Oppositionsbehorde die Bildung der syrischen Interimsregierung (Syrian Interim Government, SIG) bekannt, welche die
Gebiete auBerhalb der Kontrolle des Regimes im ganzen Land verwalten soll. Im Laufe der Zeit schrumpften die der
Opposition angehdrenden Gebiete jedoch, insbesondere nach den Vereinbarungen von 2018, die dazu fihrten, dass
Damaskus die Kontrolle tGber den Stiden Syriens und die Oppositionsgebiete im Stden von Damaskus und im Umland
Ubernahm. Der Einfluss der SIG ist nun auf die von der Tlrkei unterstitzten Gebiete im Norden Aleppos beschrankt
(SD 18.3.2023). Formell erstreckt sich ihr Zustandigkeitsbereich auch auf die von Hay'at Tahrir ash-Sham (HTS)
kontrollierte Zone. Dort wurde sie von der HTS jedoch an den Rand gedrangt (Brookings 27.1.2023). Die von der HTS
kontrollierten Gebiete in Idlib und Teile der Provinzen Aleppo und Latakia werden inzwischen von der syrischen

Heilsregierung (Syrian Salvation Government, SSG), dem zivilen Fligel der HTS, regiert (SD 18.3.2023).

Nicht-staatliche Akteure in Nordsyrien haben systematisch daran gearbeitet, sich selbst mit Attributen der Staatlichkeit
auszustatten. Sie haben sich von aufstandischen bewaffneten Gruppen in Regierungsbehérden verwandelt. In
Gebieten, die von der HTS, einer sunnitischen islamistischen politischen und militarischen Organisation, kontrolliert
werden, und in Gebieten, die nominell unter der Kontrolle der SIG stehen, haben bewaffnete Gruppen und die ihnen
angeschlossenen politischen Fligel den institutionellen Rahmen eines vollwertigen Staates mit ausgefeilten
Regierungsstrukturen wie Prasidenten, Kabinetten, Ministerien, Regulierungsbehdrden, Exekutivorganen usw.
Ubernommen (Brookings 27.1.2023).

Die nordwestliche Ecke der Provinz Idlib, an der Grenze zur Turkei, ist die letzte Enklave der traditionellen Opposition
gegen Assads Herrschaft. Sie beherbergt Dutzende von hauptsachlich islamischen bewaffneten Gruppen, von denen
die HTS die dominanteste ist (MEI 26.4.2022). Mit der im November 2017 gegrindeten (NPA 4.5.2023) syrischen
Heilsregierung hat die HTS ihre Mboglichkeiten zur Regulierung, Besteuerung und Bereitstellung begrenzter
Dienstleistungen fur die Zivilbevdlkerung erweitert. Doch wie jungste Studien gezeigt haben, sind diese Institutionen
Mechanismen, die hochrangige Persénlichkeiten innerhalb der herrschenden Koalitionen ermachtigen und bereichern
(Brookings 27.1.2023). In dem Gebiet werden keine organisierten Wahlen abgehalten und die dortigen Lokalrate
werden von bewaffneten Gruppen beherrscht oder von diesen umgangen. Die HTS versucht in Idlib, eine autoritare
Ordnung mit einer islamistischen Agenda durchzusetzen. Obwohl die Mehrheit der Menschen in Idlib sunnitische
Muslime sind, ist HTS nicht beliebt. Die von der HTS propagierten religidsen Dogmen sind nur ein Aspekt, der den
Burgerinnen und Blrgern missféllt. Zu den anderen Aspekten gehdren der Mangel an grundlegenden
Dienstleistungen, willkirliche Verhaftungen, Gewalt und Missbrauch (BS 23.2.2022).

In den von der Turkei besetzten und kontrollierten Gebieten in Nordwest- und Nordzentral-Syrien ist die SIG die
nominelle Regierungsbehérde. Innerhalb der von der Turkei kontrollierten Zone ist eine von der Turkei unterstiutzte
Koalition bewaffneter Gruppen, die Syrische Nationale Armee (SNA) - nicht zu verwechseln mit Assads Syrischen
Streitkraften -, machtiger als die SIG, die sie routinemal3ig ignoriert oder auRer Kraft setzt (Brookings 27.1.2023). Beide
wiederum operieren de facto unter der Autoritdt der Tlrkei (Brookings 27.1.2023; vgl. SD 18.3.2023). Die von der



Tlrkei unterstitzten Oppositionskrafte bildeten nach ihrer Machtiibernahme 2016 bzw. 2018 in diesem Gebiet
Lokalrate, die administrativ mit den angrenzenden Provinzen der Turkei verbunden sind. Laut einem Forscher des
Omran Center for Strategic Studies konnen die Lokalrate keine strategischen Entscheidungen treffen, ohne nicht die
entsprechenden turkischen Gouverneure einzubinden. Gemal3 anderen Quellen variiert der Abhangigkeitsgrad der
Lokalrate von den tlrkischen Behorden von einem Rat zum nachsten (SD 18.3.2023). Die Anwesenheit der Turkei
bringt ein gewisses Mal3 an Stabilitat, aber ihre Abhangigkeit von undisziplinierten lokalen Vertretern, ihre Unfahigkeit,
die Fraktionsbildung unter den Dutzenden bewaffneter Gruppen, die mit der SNA verbunden sind, zu Gberwinden, und
ihre Toleranz gegeniiber deren Missbrauch und Ausbeutung der Zivilbevolkerung haben dazu geflhrt, dass ihre
Kontrollzone die am wenigsten sichere und am brutalsten regierte im Norden Syriens ist (Brookings 27.1.2023).In den
von der Turkei besetzten und kontrollierten Gebieten in Nordwest- und Nordzentral-Syrien ist die SIG die nominelle
Regierungsbehérde. Innerhalb der von der Turkei kontrollierten Zone ist eine von der Tulrkei unterstitzte Koalition
bewaffneter Gruppen, die Syrische Nationale Armee (SNA) - nicht zu verwechseln mit Assads Syrischen Streitkraften -,
machtiger als die SIG, die sie routinemaRig ignoriert oder aulRer Kraft setzt (Brookings 27.1.2023). Beide wiederum
operieren de facto unter der Autoritat der Turkei (Brookings 27.1.2023; vergleiche SD 18.3.2023). Die von der Turkei
unterstUtzten Oppositionskrafte bildeten nach ihrer Machtiibernahme 2016 bzw. 2018 in diesem Gebiet Lokalrate, die
administrativ mit den angrenzenden Provinzen der Turkei verbunden sind. Laut einem Forscher des Omran Center for
Strategic Studies kdnnen die Lokalrate keine strategischen Entscheidungen treffen, ohne nicht die entsprechenden
tlrkischen Gouverneure einzubinden. Gemal anderen Quellen variiert der Abhangigkeitsgrad der Lokalrate von den
tUrkischen Behdrden von einem Rat zum nachsten (SD 18.3.2023). Die Anwesenheit der Turkei bringt ein gewisses Mal3
an Stabilitat, aber ihre Abhangigkeit von undisziplinierten lokalen Vertretern, ihre Unfahigkeit, die Fraktionsbildung
unter den Dutzenden bewaffneter Gruppen, die mit der SNA verbunden sind, zu Uberwinden, und ihre Toleranz
gegenUber deren Missbrauch und Ausbeutung der Zivilbevdlkerung haben dazu geflihrt, dass ihre Kontrollzone die am
wenigsten sichere und am brutalsten regierte im Norden Syriens ist (Brookings 27.1.2023).

[Fir mehr Informationen siehe insbesondere das Unterkapitel Nordwest-Syrien im Kapitel Sicherheitslage.]
Sicherheitslage

Die Gesamtzahl der Kriegstoten wird auf fast eine halbe Million geschatzt (USIP 14.3.2023). Die Zahl der zivilen
Kriegstoten zwischen 1.3.2011 und 31.3.2021 belduft sich laut UNO auf 306.887 Personen - dazu kommen noch viele
zivile Tote durch den Verlust des Zugangs zu Gesundheitsversorgung, Lebensmittel, sauberem Wasser und anderem
Grundbedarf (UNHCHR 28.6.2022).

Uberlappende bewaffnete Konflikte und komplexe Machtverhéltnisse

Der Konflikt in Syrien seit 2011 besteht aus einem Konvolut Uberlappender Krisen (ICG 0.D.). Die Suche nach einer
politischen Beilegung verlief im Sand (USIP 14.3.2023). Im Wesentlichen gibt es drei Militirkampagnen: Bestrebungen
durch eine Koalition den Islamischen Staat zu besiegen, Kampfhandlungen zwischen der Syrischen Regierung und
Kraften der Opposition und tlrkische Militaroperationen gegen syrische Kurden (CFR 24.1.2024). Dazu kommt das
bestehende Informationsdefizit. Obwohl der Syrien-Konflikt mit einer seit Jahren anhaltenden, extensiven
Medienberichterstattung einen der am besten dokumentierten Konflikte aller Zeiten darstellt, bleiben dennoch eine
Reihe grundlegender Fragen offen. Angesichts der Vielschichtigkeit des Konflikts ist es auch Personen, die in Syrien
selbst vor Ort sind, oft nicht moglich, sich ein Gesamtbild Uber alle Aspekte zu verschaffen. Das Phanomen des
Propagandakrieges besteht auf allen Seiten und wird von allen kriegsfihrenden Parteien und ihren Unterstitzern
gezielt und bewusst eingesetzt, sodass sich das Internet, soziale und sonstige Medien angesichts der Verzerrungen der
Darstellungen nur bedingt zur Informationsbeschaffung eignen. DarUber hinaus sind offiziell verfigbare Quellen
(Berichte, Analysen etc.) aufgrund der Entwicklungen vor Ort oft schnell (iberholt (OB Damaskus 1.10.2021). In vielen
Fallen wird die tatsachliche Kontrolle auf lokaler Ebene von unterschiedlichen Gruppierungen ausgeubt. Selbst in
formal ausschlielich vom Regime kontrollierten Gebieten wie dem Sudwesten des Landes (Gouvernements Dara’a,
Suweida) sind die Machtverhaltnisse mitunter komplex und kénnen sich insofern von Ort zu Ort, von Stadtviertel zu
Stadtviertel unterscheiden. Auch Uberschneidungen sind méglich (v.a. Nordwesten und Nordosten). Die tatsichliche
Kontrolle liegt lokal haufig ganz oder in Teilen bei bewaffneten Akteuren bzw. traditionellen Herrschaftsstrukturen (AA
29.3.2023).

Die militarische Landkarte Syriens hat sich nicht substantiell verandert. Das Regime kontrolliert weiterhin rund 60



Prozent des syrischen Staatsgebiets, mit Ausnahme von Teilen des Nordwestens, des Nordens und des Nordostens (AA
2.2.2024). United Nations Geospatial verdffentlichte eine Karte mit Stand Juni 2023, in welcher die wichtigsten
militarischen Akteure und ihre Einflussgebiete verzeichnet sind (UNGeo 1.7.2023):

UNGeo 1.7. 2023 (Stand: 6.2023

Die folgende Karte zeigt Kontroll- und Einflussgebiete unterschiedlicher Akteure in Syrien, wobei auch Konvoi- und
Patrouille-Routen eingezeichnet sind, die von syrischen, russischen und amerikanischen Kraften befahren werden. Im
Nordosten kommt es dabei zu gemeinsam genutzten Strallen [Anm.. zu den Gebieten mit IS-Prdsenz siehe
Unterkapitel zu den Regionen]:

CC 13.12.2023 (Stand: 30.9.2023)
Die militarischen Akteure und Syriens militarische Kapazitaten

Die Kdmpfe und Gewalt nahmen 2021 sowohl im Nordwesten als auch im Nordosten und Suden des Landes zu
(UNHRC 14.9.2021). Der Sondergesandte des Generalsekretars der Vereinten Nationen (VN) fir Syrien Geir O. Pedersen
wies am 29.11.2022 vor dem Sicherheitsrat insbesondere auf eine langsame Zunahme der Kampfe zwischen den
Demokratischen Kraften Syriens auf der einen Seite und der Turkei und bewaffneten Oppositionsgruppen auf der
anderen Seite im Norden Syriens hin. Er betonte weiter, dass mehr Gewalt noch mehr Leid fur die syrische
Zivilbevolkerung bedeutet und die Stabilitat in der Region gefahrden wirde - wobei gelistete terroristische Gruppen
die neue Instabilitat ausnutzen wirden (UNSC 29.11.2022). Im Hinblick auf das Niveau der militarischen Gewalt ist eine
Verstetigung festzustellen. Auch das Erdbeben am 6.2.2023 hat zu keiner nachhaltigen Verringerung der
Kampfhandlungen gefihrt. In praktisch allen Landesteilen kam es im Berichtszeitraum zu militdrischen
Auseinandersetzungen unterschiedlicher Art und Auspragung. Dabei bestanden auch teils erhebliche Unterschiede
zwischen Regionen mit einer hohen Zahl gewalttatiger Auseinandersetzungen und vergleichsweise ruhigeren
Landesteilen (AA 29.3.2023). Fur keinen Landesteil Syriens kann insofern von einer nachhaltigen Beruhigung der
militarischen Lage ausgegangen werden (AA 2.2.2024).

Die Independent International Commission of Inquiry on the Syrian Arab Republic (Col) der VN stellte im Februar 2022
fest, dass funf internationale Streitkréfte - darunter Iran, Israel, Russland, die Turkei und die Vereinigten Staaten von
Amerika, sowie nicht-staatliche bewaffnete Gruppen und von den VN benannte terroristische Gruppen weiterhin in
Syrien aktiv sind (EUAA 9.2022). Im Mai 2023 begannen zusatzlich dazu die jordanischen Streitkrafte Luftangriffe gegen
die Drogenschmuggler zu fliegen (SOHR 8.5.2023). Die USA sind mit mindestens 900 Militdrpersonen in Syrien, um
Anti-Terror-Operationen durchzufihren (CFR 24.1.2024). Seit Ausbruch des Krieges zwischen der Hamas und Israel
begannen die USA mehrere Luftangriffe gegen iranische Milizen in Syrien und dem Irak zu fliegen. Anfang Februar 2024
eskalierten die Spannungen zwischen dem Iran und den USA, nachdem iranische Milizen in Jordanien eine militarische
Stellung der USA mit einer Drohne angriffen und dabei mehrere US-amerikanische Soldaten téteten und verletzten.
Die USA reagierten mit erhdhten und verstarkten Luftangriffen auf Stellungen der iranischen Milizen in Syrien und dem
Irak. In Syrien trafen sie Ziele in den Rdumen Deir ez-Zor, Al-Bukamal sowie Al-Mayadeen. Die syrische Armee gab an,
dass bei den Luftangriffen auch Zivilisten sowie regulare Soldaten getétet wurden (CNN 3.2.2024).

Seit dem Angriff der Hamas auf Israel im Oktober 2023 intensivierte Israel die Luftangriffe gegen iranische und syrische
Militarstellungen CFR 24.1.2024). Infolge der kriegerischen Kampfhandlungen zwischen Israel und Hamas in und um
Gaza seit dem 7.10.2023, wurde israelisch kontrolliertes Gebiet auch von Syrien aus mindestens dreimal mit Raketen
beschossen. Israel habe daraufhin Artilleriefeuer auf die Abschussstellungen gerichtet. Beobachter machten iranisch
kontrollierte Milizen fur den Raketenbeschuss verantwortlich. Israel soll im selben Zeitraum, am 12.10.2023 und
14.10.2023 jeweils zweimal den Flughafen Aleppo sowie am 12.10.2023 den Flughafen Damaskus mit Luftschldgen
angegriffen haben; aufgrund von Schaden an den Start- und Landebahnen mussten beide Flughafen daraufhin den
Betrieb einstellen (AA 2.2.2024).

Die militérische Intervention Russlands und die damit einhergehende Luftunterstitzung fir Assads Streitkrafte sowie
die erheblich ausgeweitete indirekte Bodenintervention Irans in Form eines Einsatzes auslandischer Milizen konnten
2015 den Zusammenbruch des syrischen Regimes abwenden (KAS 4.12.2018). Die syrische Regierung hat derzeit die



Kontrolle Uber ca. zwei Drittel des Landes, inklusive groRerer Stadte, wie Aleppo und Homs. Unter ihrer Kontrolle sind
derzeit die Provinzen Suweida, Daraa, Quneitra, Homs sowie ein Grolsteil der Provinzen Hama, Tartus, Lattakia und
Damaskus. Auch in den Provinzen Aleppo, Ragga und Deir ez-Zor Ubt die syrische Regierung Uber weite Teile die
Kontrolle aus (Barron 6.10.2023). Aktuell sind die syrischen Streitkrafte mit Ausnahme von wenigen Eliteeinheiten
technisch sowie personell schlecht ausgerustet und kénnen gerade abseits der groRBen Konfliktschaupldtze nur
begrenzt militarische Kontrolle austben (AA 2.2.2024). Die Opposition konnte eingeschrankt die Kontrolle Gber Idlib
und entlang der irakisch-syrischen Grenze behalten. Das Erdbeben 2023 in der Turkei und Nordsyrien machte die
tatsachliche Regierung fast unmaglich, weil die Opposition Schwierigkeiten hatte, die BedUrfnisse der Bevdlkerung zu
erflllen (CFR 24.1.2024).

Das Regime, Pro-Regime-Milizen wie die Nationalen Verteidigungskrafte (National Defense Forces - NDF), bewaffnete
Oppositionsgruppen, die von der Turkei unterstitzt werden, die Syrian Democratic Forces (SDF), extremistische
Gruppen wie Hay'at Tahrir ash-Sham (HTS) und IS (Islamischer Staat), auslandische Terrorgruppen wie Hizbollah sowie
Russland, Turkei und Iran sind in den bewaffneten Konflikt involviert (USDOS 20.3.2023) [Anm.: zu israelischen und
amerikanischen Militaraktionen siehe u.a. Unterkapitel Gouvernement Deir ez-Zor / Syrisch-Irakisches Grenzgebiet und
Unterkapitel Gebiete unter Regierungskontrolle inkl. Damaskus und Umland, Westsyrien]. Es kann laut Einschatzung
des deutschen Auswartigen Amts im gesamten Land jederzeit zu militdrischer Gewalt kommen. Gefahr kann dabei
einerseits von Kraften des Regimes gemeinsam mit seinen Verbilndeten Russland und Iran ausgehen, welches
unverandert das gesamte Staatsgebiet militarisch zurlckerobern will und als Feinde betrachtete ,terroristische” Krafte
bekdmpft. Das Regime ist trotz begrenzter Kapazitaten grundsatzlich zu Luftangriffen im gesamten Land fahig, mit
Ausnahme von Gebieten unter turkischer oder kurdischer Kontrolle sowie in der von den USA kontrollierten Zone rund
um das Vertriebenenlager Rukban an der syrisch-jordanischen Grenze. Nichtsdestotrotz basiert seine militarische
Durchsetzungsfahigkeit fast ausschlieBlich auf der massiven militdrischen Unterstitzung durch die russische Luftwaffe
und Einheiten Irans, bzw. durch seitens Iran unterstitzte Milizen, einschliel3lich Hizbollah (AA 2.2.2024). Wenngleich
offene Quellen seit August 2022 den Abzug militérischer Infrastruktur (insb. Luftabwehrsystem S-300) vermelden,
lassen sich Auswirkungen des russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine auf die russische Einsatzfahigkeit in Syrien
bislang nicht substantiieren. Die Menschenrechtsorganisation Syrians for Truth and Justice (STJ) behauptet, dass
Russland syrische Séldner u.a. aus den Streitkraften fir den Kampfeinsatz in der Ukraine abwirbt. Unter Bezug auf
syrische Militdrangehorige sowie Familien der Séldner spricht STJ von 300 syrischen Kampfern, die im Zeitraum Juni bis
September 2022 nach Russland oder Ukraine verlegt worden seien. Mehrere von ihnen seien laut einer unbestatigten
Mitteilung der rekrutierenden al-Sayyad Company for Guarding and Protection Services, welche der russischen
Wagner-Gruppe zugeschrieben wird, gefallen (AA 29.3.2023). Russland hatte noch z.B. im Oktober 2022 seine
Luftangriffe in der Provinz Idlib verstarkt (ICG 10.2022).

Die folgende Karte zeigt die verschiedenen internationalen Akteure und deren militérische Interessenschwerpunkte in
Syrien:

Jusoor 30.7.2023

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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